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Sektion Wissenschaftsforschung

Sprecher: Hartmut Neuendorff (Dortmund)

Zum Verhältnis von Wissen, Interesse und Macht bei der Gestaltung

technischer Entwicklungen. Das Beispiel der Enquete-Kommissionen

Gerhard Vowe (Darmstadt)

Mit Enquete-Kommissionen (EK) hat sich im Deutschen Bundes¬

tag eine Form der Interaktion von politischer Entscheidung,

gesellschaftlichen Interessen und wissenschaftlichem Nissen

entwickelt, die zunehmend auch für die parlamentarische Bear¬

beitung von Problemen mit technischen Aspekten eingesetzt wur¬

de. Ich will drei bereits abgeschlossene EK daraufhin durch¬

sehen, wie ihr Beitrag zur Gestaltung technischer Entwicklung

einzuschätzen ist und auf welche Faktoren dies jeweils zurück¬

zuführen ist (1) .

1. Entgegen den von den politischen Rahmenbedingungen her na¬

heliegenden Erwartungen hat es die EK "Zukünftige Kernener¬

gie-Politik" (1979-1980) vermocht, weitgehend einvernehmlich

ein nachhaltig wirksames Muster für die Behandlung des Ener¬

gieproblems zu entwickeln. Auf dieser Grundlage wurden poli¬

tische Wirkungen der EK wie die innerparteiliche Stabilisie¬

rung in der Energiediskussion und die beginnende Integration

der Öko-Bewegung in das parlamentarische System möglich. Die

EK konnte diesen überraschenden Weg vor allem deshalb ein¬

schlagen, weil sich der Protagonist einer auf Brutreaktoren

basierenden langfristigen Lösung des Energieproblems undiider

Vertreter einer auf Sonnenenergie und rationeller Energiever¬

wendung basierenden, ebenfalls langfristigen Lösung des Ener¬

gieproblems miteinander arrangierten. Dies war in der gegebe¬

nen inhaltlichen und politischen Situation aus Sicht jeder der

beiden Positionen unumgänglich und führte zu eineTi komplizier¬

ten Übereinkommen, an dessen Ergebnis und Zustandekommen wis¬

senschaftliches Wissen einen zentralen Anteil hatte: Ein wis-
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senschaftsbasiertes Vorgehen erwies sich als leistungsfähige

Methode und als ein adäquates Medium der Verständigung; es war

vor allem aber den dominierenden Interessen angemessen, die

sich aus einer wissenschaftlichen Problemsicht her definierten

und sich auf wissenschaftlich-technische Bezugsgruppen stütz¬

ten .

2. Zu Ausbau und Weiterführung des Arrangements kam es in der

Fortsetzung der EK "Zukünftige Kernenergie-Politik" (1981-

1983) nicht, weil sich der Druck auf die Kommission aufgrund

der Finanzierungskrise des Brüters verstärkte und sich das

politische Feld in der Entscheidungsphase der EK im Herbst

1982 auflockerte. Es gelang den Brüterbefürwortern auch ohne

Einigung mit der Gegenseite eine Mehrheit für eine Inbetrieb¬

nahme des Reaktorprototypen zustandezubringen, die eine brei¬

te politische Akzeptanz des Brutreaktors dokumentierte, die

damit auch im politischen und gesellschaftlichen Umfeld ak¬

zeptanzsteigernd eingesetzt werden konnte und die so die Wei¬

terfinanzierung ermöglichte. Die inhaltliche Arbeit der EK

war auf die Sicherheitsfrage konzentriert und hier stark be¬

ansprucht durch die Probleme, die aus der parallel organisier¬

ten Forschung von Brüterbefürwortern und Brüterskeptikern er¬

wuchsen; für die im Kommissionsauftrag gestellte Frage einer

umfassenden Bewertung der "fortgeschrittenen Reaktorlinien"

hat sie nur Teilantworten liefern können.

3. Auf dem Hintergrund des doppelten medienpolitischen Patts

(zwischen den Parteien und zwischen Bund und Ländern) konnte

sich in der EK "Neue Informations- und Kommunikationstech¬

niken" (1981-1983) keine Position durchsetzen, die nicht auf

eine Strategie der Verhinderung gegnerischer Gewinne setzte.

Die EK war eine taktische Ressource in der medienpolitischen

Auseinandersetzung; in erster Linie sollte der Gegner mög¬

lichst nichts erreichen. Macht und Tausch waren im Hinblick

auf diese Zwecke leistungsfähige Medien, während die Bedeutung

einer Verständigung in einem wissenschaftsorientierten Bezugs¬

system zurücktrat. Unter solchen Umständen war dann allenfalls

noch eine Bestandsaufnahme der Potentiale und Probleme ein

konsensfähiges Ergebnis.
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4. Zum Stellenwert von EK bei der Gestaltung technischer Ent¬

wicklung: Alle drei EK haben auf die letztendlichen Entschei¬

dungen nur mittelbar Einfluß ausgeübt. Je manifester der Pro¬

blemdruck, desto weiter rückt das Parlament an die Peripherie

des politischen Geschehens und eine EK wiederum an die Peri¬

pherie des Parlaments. Zwei Punkte bleiben an politischer Po¬

tenz :

a) EK können eine woanders getroffene oder noch zu treffende

Entscheidung politisch abstützen. Dieses ist politisch nicht

unwichtig und vor allem nicht unaufwendig. Aufwand, Ertrag

und Risiko steigern sich, je anspruchsvoller die Funktion ist:

Ob lediglich Zeit gewonnen, ob politische Kräfte absorbiert,

ob Akzeptanz verbreitert oder ob tatsächlich eine Entscheidung

legitimiert werden soll - also nach verschiedenen Seiten von

verschiedenen Seiten geprüft wird.

b) Eine EK kann den Hintergrund für die verschiedenen Optionen

einer technischen Entwicklung aufklären und strukturieren - in

politischer, sozialer und kognitiver Hinsicht. Wenn wie in der

ersten EK zur Kernenergie Paradigmen gebildet werden - aus

einer unübersichtlichen Landschaft von Argumenten ein griffi¬

ges Muster gebildet wird - ist der Aufwand erheblich. Selbst

wenn dann die Entscheidung anderweitig getroffen wird, so ist

die Einordnung in das Muster von Belang für die Auseinander¬

setzung .

In welchem MaGe diese beiden Funktionen erfüllt werden, ist

nicht zwingend vorgegeben, hier verfügen die Kommission und

einzelne Mitglieder über Spielraum. Dabei ist nicht institu¬

tionell determiniert, daß wissenschaftliches Wissen immer in¬

strumenteil gehandhabt wird und für das Ergebnis der EK uner¬

heblich bleibt. Aber wissenschaftliches Wissen kommt erst bei

ganz spezifischen Konstellationen und Strukturen von Inter¬

essen zum Tragen; erst unter bestimmten Bedingungen bietet

eine "politische Rationalität" Raum für eine "substantielle

Rationalität" (Mayntz). Macht und lausch bleiben die priori-

tären Medien eines Problembearbeitungssystems, das zwar auf
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Interaktion von Wissenschaft, Interessen und Politik angelegt

ist, aber durch vielfache Momente eine Dominanz des Poli¬

tischen sichert. Daß das Medium einer wissenschaftsbasierten

Verständigung die Interaktion in der Kommission prägen kann,

ist an komplexe außerwissenschaftliche Bedingungen gebunden,

vielfach gebrochen durch andere Momente und nur von begrenz¬

ter Wirkung über den Kreis der EK hinaus. Es ist - wie der

Fall der ersten EK zur Kernenergie zeigt - möglich, aber es

bleibt ein zu erklärendes Phänomen: Wissenschaftliches Wissen

kann zum relevanten Faktor für Einigung und Lösunqsentwurf

werden, wenn kleine Geländegewinne nicht ziel-adäquat sind und

die notwendigen Mehrheiten nicht über politische Mechanismen

zu beschaffen sind. Dann bleibt nur das Arranqement der Pole.

Die damit verbundene Suche nach BerührungsDunkten ist aufwen¬

dig und riskant - die Wahl entsprechender Strategien ist folg¬

lich nicht selbstverständlich, auch nicht für Sachverständige.

Sie werden gewählt, wenn andere Strategien nicht greifen und

wenn die Voraussetzungen vorhanden sind - d.h. vor allem, daß

die Interessen selbst in einem wissenschaftlichen Bezugssystem

stehen.

(1)
Eine ausführliche Fassung des Vortrages findet sich in:

Zeitschrift für Parlaments fragen 17 (1986) 4. Eine Mono¬

graphie ist in Vorbereitung.
Die Enquete-Kommissionen zur Gentechnik und zur Technik¬

folgenabschätzung sind zum jetzigen Zeitpunkt (Okt. R6)
noch nicht bilanzierungsfähig.
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